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D/SAGSS/OA: Anz/z Gross,
se« z/ezw /efzfen //z'z/zsr bete/-
//g.st z/zz z/zc/z a/s ßMzzz/es/zaM-

s/nsasse mmz/ a/s A/zfg/zez/ z/er

Êa/YJ/jaA'oara/sszozi z/er SP-
Frafe/o« an z/er Faropaz/ebar-
Ze. Dabe/ bas/ z/m z/z'cb vor a/-
Zern a«/Fragen spezza/z'sz'er/,
z/z'e znz ZMsazwzwezz/zazzg zrz/Z z/er
z/zreb/en Deznobra/z'e s/eben.
SGß zzzzz/ SP baben sz'cb bezz/e

z'n z'bren Fozzgresse/z /nr e/zz

«z/enzobra/zscbesFaz-opa» aus-
gesprochen. W/e er/ebs/ z/m z/ze

po/z'/zsche Pza.vz.v z/er Gewerb-
sc/zzz/Zezz z'n z/z'eser Fzage?

Andi Gross: Es reicht nicht,
von einer Demokratisierung
von Europa zu reden, denn
darunter kann alles oder nichts
verstanden werden. Niemand
ist heute gegen die Demokra-

länger je dünneren demokrati-
sehen Rechte von der nationa-
len auf eine supranationale
europäische Ebene.
Konkret zu meinen Erfahrun-
gen: Ich habe beobachtet, dass

innerhalb des Gewerkschafts-
bundes die zuständigen Sekre-
täre die Demokratie viel we-
niger ernst nehmen, als mass-
gebliche Leute in der SR In der
SP hat man gemerkt, dass es
selbstmörderisch wäre, wenn
man die Öffnung zu Europa
mit dem Abbau der Demokra-
tie zu erkaufen versuchte. Wir
dürfen nicht vergessen, dass

die direkte Demokratie eine

Einrichtung ist, die von 80 bis
90 % der Bürgerinnen und

Bürger sehr geschätzt wird,
sogar von denen, die sie kaum
noch wahrnehmen. Als Euro-

Dze Abbz'/z/nng zez'g/ ez'ne

Fotonzon/age von Wa/ter Frb.

tie, das heisst jedoch nicht,
dass er oder sie etwas für sie
macht. Es geht ja nicht nur um
parlamentarische Rechte. Das

grosse Ziel ist eine europäi-
sehe Verfassung, die den
Menschen mehr Rechte gibt,
als nur die Wahlmöglichkeit
für ein konsultatives Organ
namens «Europaparlament».
Man muss präzise sagen, was
man meint: Kein Abbau der
Demokratie für den einzelnen
Bürger oder die einzelne Bür-
gerin, sondern Transfer der je

päerln kann man es sich nicht
leisten, sich die Demokraten
zu seinem/ihrem Feind zu ma-
chen. Dies äussert sich bei der
SP nun dahingehend, dass sie
vehement dafür kämpft, dass
die demokratischen Rechte

gegen innen kompensiert und

gegen aussen ausgebaut wer-
den.
Grundsätzlich denke ich, dass

sich in den Gewerkschaften
die Probleme nicht anders
stellen als in den meisten fort-
schrittlichen und grünen Be-

wegungen der Schweiz: Viele
Leute sind in dieser Frage
noch unsicher und haben noch
keine feste Meinung. Es sollte
nun in allen diesen Bewe-

gungen darum gehen, eine

Perspektive zu entwickeln,
die Einsichten vermittelt,
Ängste abbaut und vor allem
auch eine Handlungsperspek-
tive aufzeigt.

ZMSJfE/SS/O/V: Fazzzz.vZ z/m

Gz"Mzzz//agezz //zr e/ne so/che
Perspeb//ve/ormM//eren

Andi Gross: Der Kern der Eu-
ropafrage besteht darin, dass
der Staat für die Lösung der

grossen Probleme immer mehr
zu klein wird. Um den grossen
fundamentalen Herausforde-

rungen der Zukunft wie Frie-
den, Ökologie und soziale Ge-
rechtigkeit begegnen zu kön-
nen, müssen wir transnational
kooperieren. Denn soziale
Gerechtigkeit heisst soziale
Wirtschaftspolitik, aber Wirt-
schaftspolitik ist heute nur
noch transnational möglich.
Die Frage kann deshalb nicht
lauten, weiter wie bisher oder
Rückzug in die Region, son-
dem wie können wir die trans-
nationale Ebene betreten und
beackern. Also nicht mehr die
Frage ob, sondern wie! Aller-
dings besteht die grosse Her-
ausforderung darin, die Errun-
genschaften des Staates, vor
allem die Demokratie, nicht zu
verlieren, wenn wir uns auf
diese transnationale Ebene be-
geben. Die Demokratie ist ein
Kind des Staates, und ausser-
halb des Staates gibt es keine
Demokratie.
Unter Demokratie verstehe ich
das Recht von jedem Einzel-
nen, auf möglichst alles, was
ihn betrifft, einwirken zu kön-
nen. Also die gemeinsame Ge-
staltung dessen, was uns ge-
meinsam betrifft. Solche
Rechte fehlen auf der überna-
tionalen Ebene völlig. Die
multinationale Konzerne sind
aber schon seit Jahrzehnten
transnational aktiv. Dabei
spielen sie die Staaten gegen-
einander aus und können so
demokratische Entscheidun-
gen in den einzelnen Staaten
unterlaufen. Erst mit einer
transnationalen Demokratie
auf kontinentaler oder sogar
globaler Ebene, können wir
die Rahmenbedingungen die-
ser Konzerne wieder mitbe-
stimmen.
Dies muss unser Ziel sein,
wenn wir das sanfte

Ein

Gespräch
mit

Andi Gross,
Nationalrat

Roland Erne

r Achtung! "
Betriebsgrenze.

ENDE der
Demokratie
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Ordnungsprinzip der Demo-
kratie nicht vollends dem har-
ten ökonomischen Prinzip
«der Stärkere befiehlt» unter-
ordnen wollen.
Wir müssen wieder jedem Ein-
zelnen auch aufder transnatio-
nalen Ebene das Recht ver-
schaffen, gehört zu werden
und eine Stimme zu haben.
Und dazu bracht es eine Staat-
liehe Verfassung, denn es ist
immer die Verfassung, die ei-
nem Bürger und einer Bürge-
rin die Grundrechte gibt. Eine
europäische Verfassung ist
eine notwendige, aber nicht
hinreichende Voraussetzung,
wenn wirdie europäische Poli-
tik nicht Ministern, Wirt-
schaftsleuten, Experten und
Bürokraten überlassen wollen.
Nun stellt sich aber die Frage,
wie wir zu so einer Verfassung
kommen, denn geschenkt
kriegen wir sie nicht.

Dz'SAI/SSzOA: Dm /zasf die
Demokratie a/s vw'cMgste Dr-
rMMgeiwc/ia/t des Staates /ter-
vorge/tobe«. /st es aber /« der
Rea/ität z'zz der Sc/zwe/z zzze/zf

sc/iott beute so, dass die Dko-
nom/e die Ro/z/zk trotz demo-
krarz.se/zez" Vez/assuttg be-
stimmt? //ast dtt da zzz'c/zr eine«
/a/sebett Azzsatz, wezzzz d« /ür
demokratische Rechte z/z Dm-

ropa käzzzp/sr, aber d/e Me/z-
sehe« m ihrem ßeZrz'e/z.sa//Zag
wie wz'rk/z'c/z m/tbesti'mmew
köwwew?

Andi Gross: Die Wirtschaft
ist tatsächlich ein Lebensbe-
reich ausserhalb der demokra-
tischen Zone; es gibt ja diese
treffende Fotomontage «Ach-
tung! Betriebsgrenze. ENDE
der Demokratie», die eigent-
lieh an jeder Bürotüre und an

jedem Fabriktor angebracht
werden müsste. Dies ist so,
und selbstverständlich ist eine
Demokratie, die sich auf die
Freizeit beschränkt und vor
den Werktoren halt macht,
sehr dürftig, deshalb rede ich
auch von der «unvollendeten
Demokratie». Selbstverständ-
lieh müssen wir auch darum
kämpfen, dass alle Lebensbe-
reiche in der Schweiz demo-
kratisiert werden. Aber sich
darauf zu beschränken hat
keinen Sinn, wenn gleichzei-
tig die nationale Souveränität

ausgelagert wird. Vor allem
hat es keinen Sinn zu kapitu-
lieren und überhaupt darauf zu
verzichten, für Souveränität
zu kämpfen und sich dafür ein-
zusetzen, dass alle ihre souve-
ränen Rechte auch wahrneh-
men können.
Mir ist klar, dass dies bei
einem undemokratischen Ar-
beitsalltag schwierig ist, aber
deshalb müssen wir doch nicht
den demokratischen Anspruch
aufgeben. Wenn etwas nicht
gut funktioniert, will ich ver-
suchen, es besser zu machen.
Leider gibt es in der Schweiz
viele Leute, auch unter den
Linken, in den Gewerkschaf-
ten oder bei den Grünen, die
vor der schwierigen Aufgabe,
Demokratie in einer arbeitstei-
ligen Gesellschaft zu gestal-
ten, vorzeitig kapitulieren. Es
ist für mich eine der grössten
Enttäuschungen, zu sehen wie
schnell viele Leute den An-
spruch aufgeben, dass jeder
und jede mitreden darf, und
lieber selber versuchen, zu
denen zu gehören, die anderen
etwas befehlen, sei es als Ex-
perte, als Kapitalbesitzer oder
als Regierender.

Dz'SADSSzOA: Dm Aa.vr mmw

me/irma/s «ez'/z z/emokraZz-
.sc/zes Daropa» ge/orc/ert. Me
könnte efenn dieses «demokra-
Zz.sc/ze Dwropa» ansse/zen.

Andi Gross: Ich kann natür-
lieh in diesem begrenzten
Rahmen nicht alles erwähnen,
was eigentlich gesagt werden
müsste. Ich kann einige
Aspekte aufzeigen und Fragen
formulieren, die wir gemein-
sam bewältigen müssen.
Wichtig ist erst mal, dass man
sich ein Ziel setzt und sagt,
was man will, und dann ge-
meinsam daran arbeitet.
In der Folge zähle ich einige
heisse Punkte auf, die wir be-
achten sollten:
Jede Angelegenheit sollte auf
der unterst möglichen Stufe
entschieden werden. Das
heisst zum Beispiel, dass Kul-
tur- und Schulpolitik auf der
Ebene der Kantone und Ge-
meinden bleiben sollten. Die
Rahmenbedingungen für mul-
tinationale Unternehmungen
sollen hingegen gesamteuro-
päisch gesetzt werden.

In einer europäischen Verfas-

sung müssen auch die Regio-
nen vor einer Tyrannei der
Mehrheit geschützt werden.
So sollte eine Region das
Recht haben, einen Eingriff,
der ihre Lebensinteressen in
Frage stellt, mit besonderen
Veto- oder Referendumsrech-
ten verhindern zu können. So
sollte zum Beispiel der Kanton
Uri eine vierte, sechste oder
achte Autobahnspur verhin-
dem können. Nur eine demo-
kratische Verfassung könnte
dieses Recht für alle Regionen
garantieren, denn es geht ja
nicht nur um den Kanton Uri,
sondern auch um den Brenner
oder um die vielen tschecho-
slowakischen Dörfer, die unter
dem West-Ost-Lastwagenver-
kehr leiden. Das ist nur ein
Punkt, mit dem ich aufzeigen
wollte, in welcher Richtung
wir denken.

D/SAI/SS/OA: Dzzze Vez/as-
SMZzg m«M y'a zzz'c/zr zzMr/orzzzM-

/z'erZ, sozzz/erzz wz'e z/m se//zerge-
.sagZ /zasZ, aMc/z erkäzzzp/Z wer-
t/ezz. Wz'e so// das gesc/ze/zezz?

Andi Gross: Es spricht alles
dafür, dass es in den nächsten
zwanzig Jahren eine europäi-
sehe Verfassung geben wird,
die die Römer Verträge ablö-
sen wird. Denn je grösser die
EG wird, je mehr müssen Ver-
fahren eingerichtet werden,
die legitime Beschlüsse zur
Folge haben. Die heutige
schwache Struktur der EG
kann mehr Mitglieder kaum
ertragen. Daraus ergibt sich
auch von dieser Seite eine
Tendenz zu einer europäi-
sehen Verfassung.
Um so mehr lohnt es sich
schon heute, eine Bewegung
aufzubauen, die als politische
Kraft präsent ist, wenn in der
EG die Diskussion über eine
europäische Verfassung be-

ginnt. Zusammen mit ver-
schiedenenEuropäerinnen und
Europäer haben wir deshalb
vor zwei Jahren begonnen,
eine Bewegung für ein de-
mokratisches Europa aufzu-
bauen, die «Eurotopia-Bewe-
gung».
Die ersten Erfahrungen in die-
ser Arbeit sind ermutigend.
Wir haben gesehen, dass es in
ganz Europa Menschen gibt,

die sich ähnliche Fragen stel-
len. Zudem lohnt sich unser
längerfristiges transnationales
Engagement auch deshalb,
weil wir als Bürgerin, als Bür-
ger dabei lernen, transnational
aktiv zu sein, so dass wir in
einer supranationalen Zukunft
nicht von Parlamentarierln-
nen, Diplomatinnen und Ge-
werkschaftssekretärlnnen ab-
hängig sind, wenn es darum
geht, unsere Ideen in die euro-
päische Diskussion einzubrin-
gen.

Dz.SADS.SzDA: Dm sk/zz/ersf
ez/zezz .sc/zwz'erz'ge/z mzzz/ /azzgezz

Weg. Lo/zzzZ es sz'c/z z/a zz'/zer-

/zaapZ, sz'c/z z'zz z/z'eser Rz'c/z/Mzzg

stazk zm ezzgagzez-ezz?

Andi Gross: Ja, dieser Weg ist
mit vielen Schwierigkeiten
verbunden. Aber er kann den-
noch versucht werden. Entwe-
der wir befinden uns in der
Phase des Ausstiegs aus der
Demokratie oder wir schaffen
es, die Demokratie supranatio-
nal weiterzuentwickeln. Dies
ist eine epochale Aufgabe.
Diese Frage versteckt sich
letztlich hinter der Europa-
Diskussion. Letztlich ist dies
nicht einmal nur eine konti-
nentale Aufgabe, sondern eine
globale. Es ermutigt mich,
dass viele andere Europäerin-
nen diese Ansicht teilen. Die
grosse Aufgabe besteht darin,
einfache Menschen zu finden,
die sich auch aufeine so grosse
Ebene gemeinsam handelnd
einlassen. Dies wird nicht ein-
fach sein.
Wir dürfen zudem einen
Aspekt nicht vergessen, der
mir letzthin bei einer SP-

Delegationsreise in Brüssel
klar wurde. Der eigentliche
Motor der bisherigen europäi-
sehen Integration, die Wirt-
schaft, hat mit dem Binnen-
markt ihr Ziel zum grössten
Teil erreicht und wird die Inte-
gration nicht mehr stark voran-
treiben. Wenn dies nicht zur
Folge haben soll, dass die
Entwicklung stillsteht, müs-
sen Bewegungen, also wir
Bürgerinnen und Bürger, die-
sen alten Motor ersetzen.Auch
das spricht für die Mobilisie-
rung der Menschen und ihre
Ermutigung zum europäi-
sehen Handeln.

24
«Internationale Solidarität» DiSKUSSiON NR. 17 April 1992



Ich glaube nicht, (to wir einfach

fortschrittliche Gesetze geschenkt

bekommen, ohne dass wir sie hier

in der Schweiz erkämpfen. Die

Mitbestimmung wird deshalb eine

wichtige gewerkschaftliche Inf-

gäbe für die nächste Periode sein.

DiSJft/SSiOiV.- Der SGß ist
/«r d/e /«tegrat/o« der
ßcAw«'z /« Pdropa. /n d/esem
Prozess w/// er, gemäss Pon-
gressreso/Mt/on, ein sozia/es,
demoArat/.scAe.s, öAo/og/scAes
«nd entmilitarisierte? ßdropa
anstreben. /« der AonArefen

ÊMropa/Job'tiA Aonzenfrierfe
s/cA der SGß a«/d;e Ge/aAren
eines LoAndumpings im Zm-

sammenAang mit der Frei-
zwgigAeit der Personen im £«-
ro/tdiscAe« Mr?scAa/fsranm
(PWP). Wurden dabei nicAi
zentra/e Bereiche vernacAiäs-
sigt? 7cA denAe an die deiried-
iicAe Mifdesdmmnng «nd an
die demoAratiscAen FeeAre?

Vasco Pedrina: Zuerst denke
ich, dass im Zusammenhang
mit dem EWR-Vertrag aus der
Sicht der Gewerkschaften die
soziale Absicherung die erste
und zentrale Frage sein muss.
Von dort her ist die konkrete
Europapolitik des SGB ge-
rechtfertigt. Wir haben von der
GBff her dazu beigetragen,
dass der SGB beim Bundesrat
intervenierte, um von ihm
klare Massnahmen zu fordern,
die Lohn- und Sozialdumping
bei einem EG/EWR-Beittritt
vermeiden. Konkret geht es

um ein erleichtertes Verfahren,
um die Allgemeinverbindlich-
keit von Gesamtarbeitsvertä-

gen erreichen zu können, und
um die Verankerung von ver-
bindlichen Minimallöhnen in
den Normalarbeitsverträgen.
Dazu kommt, dass bei der An-
Wendung von GAVs generell
das sogenannte Vorortsprinzip
(Ausführungsortsprinzip) und
nicht das Domizilsprinzip
gelten soll. Das sind absolut
zentrale Fragen für uns, und
deshalb hat der SGB hier auch
interveniert.
Jetzt zu den zwei Aspekten
Mitbestimmung und demo-
kratische Rechte. Bei der Mit-

bestimmung, glaube ich, sind
wir am Ball. Vielleicht kann
man kritisieren, dass in diesem
Zusammenhang an der Basis
noch keine richtige Bewegung
entstanden ist. Aber in der
Frage der Mitbestimmung war
es traditionell immer schwie-
rig, denken wir zum Beispiel
an die Abstimmung über die

Mitbestimmungsinitiative
Mitte der siebziger Jahre. Im
Rahmen des Eurolex, also den
Gesetzesreformen, die zusam-
men mit dem EWR-Vertrag
eingeführt werden müssen, ist
ein Minimalgesetz zur Mit-
spräche der Arbeitnehmerin-
nen vorgesehen. Natürlich ist
es unbefriedigend und kann
unseren Ansprüchen nicht ge-
nügen. Ich glaube nicht, dass

wir einfach fortschrittliche
Gesetze geschenkt bekom-
men, ohne dass wir sie hier in
der Schweiz erkämpfen. Die
Mitbestimmung wird deshalb
eine wichtige gewerkschaft-
liehe Aufgabe für die nächste
Periode sein, im besonderen
auch für unsere neue gemein-
same Gewerkschaft GBH/
GTCP.
Zur Demokratiefrage haben
wir am GBH-Kongress im
Herbst unsere Programmatik
definiert. Wir wollen in der
Schweiz und in Europa die
bestehenden demokratischen
Rechte ausbauen und neue
Rechte entwickeln. Damit soll
der Verlust schweizerischer
demokratischer Rechte durch
einen EG oder EWR wieder
wettgemacht werden. Effektiv
ist bis jetzt in dieser Frage
nicht sehr viel gelaufen, weil
wir die Priorität auf die sozia-
len Fragen gesetzt haben. Das
bedeutet aber nicht, dass wir
dieser Frage in Zukunft kein
Gewicht geben werden.

DiSPI/SSiCW: Die SPS Aar in
einer Eingabe an de« Sandes-

rat in diesem ZasammenAang
demoAratiscAe Pe/orme« ge-
/ordert, die eigent/icA mit £«-
rer ProgrammatiA «herein-
stimmen. Wieso Aaben sicA die
GewerAscAa/fen nicAt an die-
sem Verstoss betei/igt?

VP: Jede Gruppierung sollte
sich, wenn sie etwas erreichen
will, auf die für sie zentrale
Frage konzentrieren. Es ist
klar, dass für uns die soziale
Absicherung als die zentrale
Frage angesehen werden
muss. Das ist auch unser Auf-
trag, von den Arbeitnehmerin-
nen her gesehen. Die Frage
der Demokratie ist natürlich
ebenso zentral. Es ist aber eher
die Aufgabe der SPS, sie ins
Zentrum zu setzen. Wir wer-
den die SPS - auf jeden Fall
von der GBH her - in ihren
Aktivitäten dabei sicher unter-
stützen.

Di.S'À' L'SSiO/V: A//e Pe/ormen
in Pdropa in PicAtang meAr
sozia/e GerecArigAo/t, Gm-

we/tscA«tz «nd DemoArafte
Aonnen /etz/z'cA mcAt mit pro-
grammar/scAe« £rA/br«ngen
«nd internationale« Prej/en
von GewerAicAa/tssp/tze« er-
reicAf werden, sondern nwr mit
DrwcA «nd Bewegung von der
Basis. PntscAeidend /«r die
GewerAscAa/tsbewegung ist
dabei, die internationale Zm-

sammenarbeif der gewerA-
scAa/t/icAen ßetriebsgruppen
«nd SeAtionen. Wie ist die
Gß// a«/ diese Deraws/orde-
rang vorbereitet?

VP: Wir haben hier sicher ei-
nen grossen Rückstand aufzu-
holen, und dennoch beginnen
sich positive Ansätze abzu-
zeichnen. Die Sensibilität un-
serer Basis ist stark gestiegen.
Auch konkrete Projekte mit
Kollegen der Basis werden in
die Wege geleitet. Ich möchte
einige Beispiele erwähnen:
Das erste ist ein Multiprojekt,
das von der EG finanziert
wird. Dabei treffen sich Basis-
kollegen aus dem franzö-
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Ich denke an unsere internatio-

nale Gewerkschaftszusammenarbeit

in der Region Basel. Dabei treffen

sich Vertrauensleute und Betriebs-

kommissionsmitglieder ans Frank-

reich, Deutschland und ans der

Schweiz, also keine Bürokraten.

sischen Bouygues-Konzern,
dem auch Losinger angehört.
Das Ziel besteht im Aufbau
von eigentlichen europäischen
Betriebskommissionen. Dies
wäre die Voraussetzung, um
irgendwann einmal auch euro-
päische Vereinbarungen aus-
handeln zu können. Das zwei-
te Beispiel steht im Zeichen
des von der EG-Kommission
ausgerufenen europäischen
Jahres für Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz. Dazu orga-
nisieren die italienischen Ge-
werkschaften ein zweiwöchi-
ges Seminar für Betriebskom-
missionsmitglieder und Funk-
tionäre, an dem auch einige
GBH-Kollegen teilnehmen
werden. Solche Treffen sind
gute Gelegenheiten, um ge-
meinsame Aktionen entwik-
kein zu können.
Für uns brennend sind zudem
die Fragen rund um die Durch-
setzung der Gesamtarbeitsver-
täge. Stichwort: entsandte Ar-
beitnehmerlnnen und Subun-
ternehmungen. Hier müssen

wir zusammen mit anderen
Gewerkschaften und unserem
europäischen Dachverband,
der Europäischen Föderation
der Bau und Holzarbeiter
EFBH, koordinierte Aktionen
planen, um auf die betreffen-
den EG-Richtlinen Einfluss zu
nehmen. In Zukunft muss auch
ein konkreterWille da sein, um
in Fragen wie Arbeitszeitver-
kürzung Bewegungen in Euro-
pa zu entwickeln. Aber dafür
braucht es noch einiges an
Vorarbeit.

Di.S'Kf/S.S'iöV; 7/an.v Sc/m/?-

pi, dn /tait wie Vasco immer
einpo/t'risc/tci Kozzzept vertre-
/en, nachdem gruztdiegezzde
Veräzzderu/zgetz izz unserer Ge-
seiischa/t zzur n/t/ der MoM-
sierung der Basti zw erreichet/
sind. 7i/ es möglich, awc/t au/
ewropäisc/ter Ebene an diesem
Konzept /estzw/ta/fen, oder
wird stc/z eine ewrapàïsc/te
Gewerhscha/tspoiztzL daraa/
beschrä/zhe«, Gewerhscha/ts-
/«nAt/ondrinnen in Experten-

Immissionen and Arbeits-
grttppen nac/t Brasse/ zw
schiebe«

Hans Schäppi: Es ist sicher
schwierig, auf europäischer
Ebene gemeinsame Aktionen
zu lancieren, die nicht einfach
auf einer korporativen Ebene
bleiben. Ausgeschlossen hin-
gegen sind kämpferische und
mobilisierende Aktionen auf
europäischer Ebene sicher
nicht. Wir haben schon gute
Erfahrungen gemacht. Ich
denke an unsere internationa-
le Gewerkschaftszusammen-
arbeit in der Region Basel.
Dabei treffen sich Vertrauens-
leute und Betriebskommis-
sionsmitglieder aus Deutsch-
land, Frankreich und der
Schweiz, also keine Bürokra-
ten, in verschiedenen Kon-
Zernarbeitsgruppen (Ciba-
Geigy, Alusuisse, Lonza, Ro-
che). So ist es uns gelungen,
mit einer gemeinsamen GTCP/
IG Chemie-Demo zu reagie-
ren, als Alusuisse in Rheinfei-
den (BRD) die Elektrolyse
schliessen wollte. Diese Demo
hatte dann auch eine grosse
Wirkung.

DiSKGSSiOiV: Wen« wir die
verschiedenen ew/'opät.vc/tc«
C/zemtegewerfec/ta/te« mit-
einander verg/eichen_/ai/t a«/,
da.« sie sehr «ntersc/ziediic/te
Konzepte der Gewerhscha/ts-
po/itih haben. So ver/o/gt die
7G Chemie eine hiar .vozia/-

partnersc/ia/fiicAe Linie, und
die ehema/s hommunis/isch
orientierte ita/ieni.vcbe CG7L
ist unterdessen auch a«/diese
Linie eingeschwenkt, so dass
sie heute zum ßeispiei die
Liberaiisierwng der Sonntags-
arbeit und der Vachtarbeit
/wr Frauen durchaus ntitträgt.
Wie ist es unter diesen Vor-
aussetzungen mögiieh, eine
hämp/erische europäische Ge-

werhscha/zspo/itih zu ver/oi-
gen?

Hans Schäppi: Du hast recht.
Die europäischen Chemiege-
werkschaften haben wie die
Gewerkschaften in den andern
Branchen verschiedene Lini-
en. Dies ist ja auch im SGB so.
Dass dies die Zusammenarbeit
bei der Planung von Aktionen
nicht erleichtert, ist klar. Trotz-
dem muss dies relativiert wer-
den, denn wenn auch die eine
oder andere Gewerkschafts-
führung eine bestimmte Linie
vertritt, heisst dies noch lange
nicht, dass die Interessen bei
den Mitgliedern stark ausein-
andergehen. Dies haben wir
auch am Beispiel der Demo bei
der Alusuisse erlebt.

Di.S'KG.S'.SiOV: Va.sco, bei de/-
netz und den ßeispie/en, die
Z/ans erwähnt hat, steht die be-
triebiiehe Ebene mehrma/s im
Zentrum. Zeigt sich hier nicht
eine grosse Schwäche der
GZ/77? Die ßetriebszugehörig-
heiz spieite in der Gß77 bisher
eine so margina/e ßo/ie, dass
nicht einmai überaii bekannt
ist, in we/chen Betrieben die
Mitg/ieder arbeiten. Wie bann
die Gß/7 unter diesen Voraus-
Setzungen an europäische ße-
Zriebskommissionen denke«?

Vasco Pedrina: Der Aufbau
eines Informationssystems
wird eine der prioritären Auf-
gaben der künftigen Gewerk-
schaft sein müssen. Wirbegin-
nen uns zurzeit zu überlegen,
wie ein Fragen-Katalog über
die Betriebe aussehen könnte,
nach dem dann die Sektionen
diese Informationen beschaf-
fen und organisieren können.
Denn für den Aufbau einer Ge-

genmacht und auch für die
Mitbestimmung ist ein solches
Informationssystem von ent-
scheidender Bedeutung.
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